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50 Prozent gemeinnützige Wohnungen auf Transformationsarealen

Weg frei für Initiative
«Basel baut Zukunft»

Basel wandelt in den nächsten Jahrzehnten grosse Industrieareale in neue
Wohn- und Arbeitsquartiere um. Im Streit um eine Initiative, die aufsolchen

Arealen mehr gemeinnützige Wohnungen fordert, hat das Basler Verfassungsgericht

nun ein wegweisendes Urteil erlassen: Es gewichtet das öffentliche
Interesse an mehr preisgünstigem Wohnraum höher als das private Interesse

der Eigentümerinnen an einer möglichst hohen Rendite.

Von Lea Gerber

In Basel bieten sich Chancen, von denen
andere Städte nur träumen können. «In
keiner anderen Schweizer Stadt werden
in den nächsten Jahren so grosse
Industrieareale für die Wohn- und Arbeitsnutzung

frei wie in Basel», erklärt Lukas Ott,
Leiter Kantons- und Stadtentwicklung
Basel-Stadt. Zur gegenwärtigen Lage auf
dem Wohnungsmarkt in Basel fügt er an:
«Sowohl der Bevölkerungs- als auch der
Anlagedruck sind sehr hoch.» Was auf
den ehemaligen Bahn-, Industrie- und
Gewerbearealen geschehen soll, ist
deshalb ein grosses Politikum.

Zankapfel Klybeckareal
Im kantonalen Richtplan von 2018 ist
festgehalten, dass «bei den
Arealentwicklungen mindestens ein Drittel
preisgünstiger Wohnraum» vorzusehen sei.

An diesem Richtplan orientierten sich
die heutigen Eigentümerinnen des Kly-
beckareals, die Swiss Life und die Rhy-
stadt AG, als sie im Jahr 2019 grosse Teile
davon kauften. Das Klybeckareal im Norden

der Stadt ist mit insgesamt 30 Hek¬

taren das grösste Transformationsgebiet
in Basel.

Wenige Monate, nachdem der
Verkauf bekannt geworden war, lancierte
der Verein Zukunft.Klybeck die Initiative
«Basel baut Zukunft» (siehe Kasten).
Diese fordert unter anderem, dass auf
Transformationsarealen 50 Prozent der
Flächen gemeinnützig vermietet werden.

Das sind zwei bedeutende
Unterschiede im Vergleich zum kantonalen
Richtplan: Erstens betrifft es die Hälfte
und nicht nur einen Drittel der Fläche,
und zweitens soll diese gemeinnützig
und nicht nur preisgünstig vermietet
werden.

Nachdem der Grosse Rat von Basel-
Stadt im November 2020 die Initiative für
rechtlich zulässig erklärt hatte, legten
zwei Grossräte und eine Privatperson
Beschwerde beim Verfassungsgericht
des Kantons ein. Die Beschwerdeführer
argumentierten, man könne die Regeln
nicht mitten im Spiel ändern, und
forderten das Gericht auf, die Initiative für
ungültig zu erklären.

Gericht weist Beschwerde ab
Die Kernfrage, zu der das Gericht
Stellung nehmen musste, lautete also: Ist es

zulässig, die Eigentümerinnen eines Areals

auf demokratischem Weg zu
verpflichten, weniger Geld zu erwirtschaften,

nachdem sie das Areal bereits
gekauft haben? Das Verfassungsgericht
beantwortete diese Frage mit Ja. Ende
Februar dieses Jahres erklärte es die Initiative

«Basel baut Zukunft» für gültig und
wies die Beschwerde vollumfänglich ab.

Indem die Initiative die Hälfte des
Gesamtbestandes der nutzbaren Flächen

zwingend für eine nichtgewinnstrebige
Vermietung reserviere, tangiere sie zwar
zweifellos die Eigentumsgarantie und die
Wirtschaftsfreiheit der Grundeigentümerschaft.

Ein solcher Eingriff in die
Grundrechte sei jedoch zulässig, wenn er
«auf einer hinreichenden gesetzlichen
Grundlage beruht, durch ein öffentliches
Interesse gerechtfertigt wird und
verhältnismässig ist», heisst es im Urteil. Diese
drei Bedingungen sieht das Gericht als

erfüllt.

Öffentliches Interesse klar
vorhanden
Das Vorhandensein eines «überwiegenden

öffentlichen Interesses» führt das

Gericht auf die tiefe Basler Leerstands-

quote zurück, die in den letzten Jahren

praktisch immer bei unter 1,5 Prozent
lag, was Wohnungsnot bedeutet.
«Aufgrund dieses tiefen Bestands von
Leerwohnungen ist ein öffentliches Interesse
somit nicht nur am Erhalt bestehenden
bezahlbaren Wohnraums zu bejahen,
sondern auch an der Schaffung von
preisgünstigem Wohnraum», so das

Gericht.

Initiative «Basel baut Zukunft»
Im September 2019 lancierte der Verein

Zukunft.Klybeck die Volksinitiative
«Basel baut Zukunft». Diese fordert,
dass auf Transformationsarealen
zukunftsweisende Lösungen für das
Leben und Arbeiten im Kanton umgesetzt
werden. Insbesondere müssen auf diesen

Arealen folgende Anforderungen
erfüllt sein:

- Mindestens 50 Prozent des
Gesamtbestandes der nutzbaren Brutto-

geschossfläche müssen gemeinnützig
vermietet werden.

- Die Zonen- und Bebauungspläne sind

unter Mitwirkung der Bevölkerung
erarbeitet worden; die Ergebnisse der

Mitwirkung sind in der Planung
angemessen berücksichtigt.

- Die Areale erreichen das Ziel der

C02-Neutralität.

Weitere Informationen:
www. baselbautzukunft. ch
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Kein Anspruch auf eine hohe
Rendite
Richtig spannend wird das Urteil beim
Punkt der Zumutbarkeit für die
Eigentümerinnen des Areals. Gemäss einem
Gutachten von Wüest Partner könnten
die Eigentümerinnen über 500 Millionen
Franken verlieren, wenn die Initiative
angenommen wird. Das Gericht meint dazu:
«Die Beschwerdeführenden vermögen
nicht aufzuzeigen, dass bei einer Umsetzung

der Initiative eine wirtschaftlich
sinnvolle Nutzung der betroffenen Areale
nicht mehr möglich sein soll. Daran
ändert auch nichts, dass die betroffenen
Eigentümerinnen ohne die sich aus der
Initiative ergebenden Auflagen sicherlich
eine höhere Rendite erzielen könnten».
Weiter hält es fest: «Es besteht kein
eigentumsrechtlich geschützter Anspruch auf
Vornahme einer zonenplanerischen
Änderung». Und: Eigentümerinnen seien

grundsätzlich nicht davor geschützt, dass

sich die gesetzlichen Grundlagen während

ihrer Planungsarbeiten ändern. Die
Basler Zeitung übersetzte diese Ausführungen

frei mit: «Man ist selber schuld,
wenn man beim Kauf eines Areals auf
eine hohe Rendite spekuliert, noch bevor
es umgezont wurde.»

Weg frei für politische Aushandlung
Mitte März gaben die Beschwerdeführer
bekannt, dass sie aufeinen Weiterzug ans

Bundesgericht verzichten. Es ist davon

auszugehen, dass dieses das Urteil des

Verfassungsgerichts gestützt hätte. Denn
Ende 2019 erklärte das Bundesgericht
eine ähnliche Initiative in Bern, die
Volksinitiative «Für bezahlbaren Wohnraum»,
für gültig. Auch hier kam das Bundesgericht

zum Schluss, dass Grundrechte wie
die Eigentumsgarantie oder die Vertrags-
ffeiheit eingeschränkt werden können,

Die ehemaligen Werkareale von BASF und von Novartis sowie die angrenzenden öffentlichen
Grün- und Freiräume bilden zusammen das Planungsgebiet von klybeckplus zwischen Rhein
und Wiese.

wenn ein öffentliches Interesse - konkret
das Interesse an mehr bezahlbarem
Wohnraum - dies legitimiert.

«Jetzt kann die Initiative «Basel baut
Zukunft» endlich inhaltlich beraten
werden», freut sich Mitinitiant Ivo Balmer. Er

ist im Vorstand mehrerer
Wohnbaugenossenschaften in Basel sowie des
Regionalverbands Nordwestschweiz aktiv und
seit Kurzem SP-Grossrat im Kanton Basel-
Stadt. Bis die Vorlage vors Volk kommt,
wird es jedoch noch einige Monate dauern.

Als Erstes kommt die Initiative in die
Basler Kantonsregierung. Es ist
wahrscheinlich, dass der Regierungsrat der
Initiative einen Gegenvorschlag
gegenüberstellenwird. Gemäss Stadtentwickler

Lukas Ott wird es dabei insbesondere um
die Frage gehen, wie hoch der Anteil der

gemeinnützigen Wohnnutzung sein soll.
Das Urteil des Verfassungsgerichts

stimmt Balmer optimistisch. «Das
Gericht hat den übersetzten Renditegelüsten

der gewinnorientierten Investoren
eine klare Abfuhr erteilt.» Die Begründungen

des Gerichts rückten viele
Behauptungen, die gegen die Initiative ins
Feld geführt würden, ins richtige Licht,
sagt er. «Weder wird jemand enteignet,
noch wird eine wirtschaftlich sinnvolle

Nutzung der Areale verunmöglicht.» Die
Aussichten, dass das Stimmvolk das ähnlich

sieht und der Initiative zustimmt,
stehen in Basel nicht allzu schlecht.

Natürliche Spielwelten
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individuelle Planung und fachmännische Realisierung
dieses Schweizer Produktes überzeugt Kinder wie
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